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24, Juni 2016). 
Jet~t zeigt sich, dass die Si­

cherheitsassistenten bei der vor­
aussichtlich niichstes Jahr statt­
fin:denden Beratung im Kantons­
parlrunent kaum Chancen hab en 
.werden. Bei 'der Vernehmlas­
sûng, die Ende September zu 
Ende ging, iiusserten die Partei­
en Slœpsis bis Ablehnung. 

CVP befUrchtet 
«Zweildassenpolizei» 

Die CVP àls gros ste Kantonsrats­
fralction stellte sich zwar hinter 
die Massnahme. Allerdings nicht 
ohne Vorbehalte: «Es ist darauf 

· zuachten, dass das neue System 
keine Zweiklassenpolizei ermog­
licht.» Oft konnten Notfiille und 
schwierigeSituationennichtvon 

Luzern derzeit auch im !<anton 
Ge nf disi<Utlert. (cpm.) 

nicht a us sachlichen, sondern a us 
finanzpolitischen Überlegungen 
abgewertet wird». 

In die gleiche Kerbe schlagen 
die Grünen. Das Gewaltrnonopol 
liege beim Staat. «Es soll aber ge­
miiss uns er er Ansicht ausschliess­
lich durch vollumfiinglich ausge­
bildete Polizisten wahrgenom­
men werden 'tci:innen.» Allenfalls 
ki:innen sich die Grün en eine Aus­
stattung der Sicherheitsassisten­
ten mit Pfeffersprayvorstellen. 

voi'nhereiti als harmlos oder ais Diese Polizisten tragenbereits eine Waffe: eine Patrouille unterwégs in Luzern. 
schwerwiegend taxiert werden, 

Übrigens hat sich auch die 
Luzerner Polizei an der Vernehm­
lassung beteiligt. Mit welchem 

Bild: Dom in il< Wunderli (26. September 2014) Resultat bleibtvorerstunldar. Die 
Medienstelle der Polizei verwies 

«darum braucht die Polizei 
grossmehrheitlich Persona! mit 
einer umfassendenAusbildung». 

. Das bisherige Modell mit Ver­
kehrsassistenten ha be sich indes 
bewiihrt, schreibt die.Partei, · 
, 

1 Kliirungverlm;1gt die CVP bei 
. der Frage, ob die Aufiistung der 

geplanten Kompetenzen der Si­
chçrheitsassistenten abschlies­

. send ist: Die se sallen gemiiss Ge­
setzesentwurf nicht nur Objelcte 
bew~chen ki:innen, sondern etwa 
auch Gefangenentransporte be-

. glehen und «weitere Aufgaben 
unter·Begleitung und Führung 
durch Angehorige des Polizei-

«Eine 
Polizei light 
lehnen wir ab0» 

SVP Kan ton Luzern 

. korps» wahrnehmen. Auch die 
SVP sagt nur mit Vorbehalten Ja 
zur geplanten Massnahme. Es.sei 
zentral, dass der Einsatz von Si­
cherheitsassistenten auf genau 
definierte und begrenzte Aufga­
ben beschriinkt bleibe. Trotz­
dem: «Der Bewaffnung von Si­
cherheitsassistenten, auch wenn 
nur im Einzelfall und begrenzt, 
stehen wir kritisch gegenüber.» 
Das Gewaltmonopol müsse 
durch eine «hervorragend ausge­
bildete Polizei» ausgeübt we.r­
den. «Eine Polizei light lehnen 
wirab.» 

Keine grundsiitzlichen Bedenlœn 
hat die FDP: Sie unterstütze die 
geplante Bewaffnung von Sicher­
heitsassistenten,'wie Kantonsrii­
tin Johanna Dalla Bona-Koch er­
kliirt. Dafür erwarte sie aber Ida­
re Vorgaben bei der Ausbildung 
an der Schusswaffe: «Die Ausbil-

rechte» und befürworten die 
Massnahme. Sie entlaste die Poli­
zisten von «niederschwelligen» 
Aufgaben. 

SP: «Monopolmuss 
bei Polizei bleiberm , 

So ldar wie FDP und GLP die 
dung muss nicht nur technisch, Massnahme befürworten, so ldar 
sondern auch in allen anderen · wird sie von der RatsliJJken abge­
Bereichen ebenbürtig mit jener lehnt. Laut der SP müsse das 
für reguli:ire Polizisten sein.» «Waffenmonopol» ausschliess-

Die Grünliberalen sehen lich bei entsprechend ausgebilde­
. durch die Bewaffnung von Si cher- ten Polizisten bleiben. Zudem er­

. heitsassistenten «ein geringes achtet es die SP als problema­
Eingriffspotenzial in die Grund- tisch, «wenn der Polizeiberuf 

Tablets gehôren bald zum Schulalltag 

gestern für eine Stellungnahme 
auf das kantonale Justiz- und 
Sicherheitsdepartement. Dieses 
wiederum richtete aus, dass die 
Auswertung noch nicht abge­
schlossen sei. Unverschleiert 
bleibt dagegen die kritische Posi­
tion des Verbands Schweizeri­
scher Polizeibeamter. Dessen 
Generalsekretiir Max Hofmann 
erkliirte schon im Juni gegenüber 
unserer Zeitung, es bestehe die 
Gefahr, dass die Assistenten zu 
«Budget»-Polizisten werden. 

Das revidierte Polizeigesetz 
dürfte frühestens Anfang 2018 in 
Kraft treten. 

Lehrplan 21 In vier Luzerner Primarschulen gehort der personliche Computer bereits zum Unterrichtsalltag. 
, Das Pilotprojekt wird nun ausgewertet- damit in einem Jahr auch andere Schulen nachziehen konnen. 

'· Normalerweise sind wiihrend 
des Unterrichts keine digitalen 
Geriite erlaubt. Nicht so aller­
dings in den Primarschulen in 
Dagmersellen, Menznau, Dopp­
leschwand und im Stadtluzemer 
Schulhaus Moosmatt: Dort ge­
hi:iren Tablets seit drei Jahren 
zum Unterrichtsalltag. Mittels 
solcher Computer mit flachem 
Touchscreen und ansteckbarer 
Tastatur sollen die Dritt- bis 
Sechstldassler in ihrer Medien­
kompetenz gestiirkt werden 
(Ausgabe vom 15. Mai 2015). 

Das Pilcitprojekt dauert no ch 
knapp ein Jahr. Bereits jetzt er­
arbeitet die verantwortliche 
Dienststelle Volksschulbildung 
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für alle anderen Luze mer Primar­
schulen Empfehlungen, wie auch 
sie solche digitalen Medien in 
ihren Unterrichtintegrierenkon­
nen. «Wir wollen die Lehrer und 
Gemeinden so rasch ais moglich 
informieren», sagt Charles Vin­
cent, Leiter der Dienststelle 
Volksschulbildung. Denn bereits 
ab niichstem Schuljahr 2017/18 
ist es gemiiss Lehrplan 21 Pflicht, 
den Fachbereich Medien und In­
formatik in der Primarschule in­
tegriert zu unterrichten. Wie die 
Schulen die dafür ·notwendige 
Ausrüstung bereitstellen, ist il1-

. nen la ut Vincent selbst iiberlas­
sen'. «Wir wollen den Gemein­
den keine Losung vorschreiben. 

Wir geben ihnen deshalb bloss 
Empfehlungen ab.» 

Schiller teil en 
si chein Tablet 

Eine Mi:iglichkeit, den neuen 
Themenbereich umzusetzen, 
wiire etwa, dass nicht jedes Kind 
ein personliches Tablet erhalten 
würde, sondern dass sich zwei 
Schiller ein Geriit teil en müssten. 
V orteil dieser Umsetzung: Sie ist 
billiger. Allerdings ist es la ut Vin­
cent aus organisatorischen Grün­
den einfacher, wenn jedes Kind 
ein eigenes Geriit hat. «Die Tab­
lets werden vor allem bei indivi­
duellen Arbeiten eingesetzt. Èe­
sitzt jedes Kind ein eigenes, muss 

die Klasse nicht geteilt werden, 
und die Schüler ki:innen ihre 
Lernfortschritte auf dem eigenen 
Tablet speichern.» Zudem konn­
ten die Schiller ihr persi:inliches 
Geriit nach einer Einführungszeit 
nach Hause nehmen. 

Auch was die téchnischen 
Anforderungen der Geriite be­
trifft, mochte die Dienststelle 
den Schulgemeinden bloss eine 
Empfehlung abgeben. Vincent: 
«Es wiire nicht sinnvoll, ein kon­
kretes, Modell zu · einem be­
stimmten Preis vorzuschreiben­
schliesslich veriindern sich Prei­
se ùnd Funktionen laufend.» Ob 
lcürlftig àuch die Eltern die neuen 
'digitalen Hilfsmittel mitfinanzie-
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ren sollen, ist noch offen. Dies 
wiire nur moglich, wenn die Kin­
der das Geriit auch zu Ha use ein­
setzen ki:innten. Sonst dürften 
keine Elternbeitriige erhoben 
werden, da die Volksschule 
grundsatzlich unentgeltlich ist. 
Klar ist: Ein Tablet ist mit rund 
400 bis 500 Franken teurer als 
die herkommlichen Lehrniittel. 

· Laut Vincent kosten die se pro 
Jahr und Primarschüler heute 
durchschnittlichrund200 Fran­
ken. Wenn das Geriit aber vier 
Jahre im Unterricht eingesetzt 
werden kann, relativiert sich der 
Preis entsprechend, so Vincent. 

Fiir die Primarschule nicht 

die Benutzung von Informatik­
zimmern. «Es geht zu viel Zeit 
verloren, wenn eine ganze Klasse 
für eine Aufgabe in ein anderes 
Zimmer wechseln muss. Auf die 
digitalen Medien muss man 
schnell zurückgreifen konnen», 
ist Vincent überzeugt. Fest steht 
für ihn ebenso, dass die digitalen 
Medien - ob Tablçt, Laptop, 
Computer oder Beamer - in Zu­
kunft immer stiirlœr in den Unter­
richt eingebunden werden. «Aber 
auch. in zehn Jahren werden sie 
Papier und Stifte wohl kaum voll­
stiindîg abgelost haben.» 

NielsJost 
empfehlen wird die Dienststelle · · niels.jost®iuzernmzeitung.ch 


